
Anlage 

13. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Rheine 
 
 

 
vom 15. Dezember 1997 (alt) 

 

 
13. Änderungssatzung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
§ 11 

 
Aufwandsentschädigung, Verdienstausfaller-

satz 

§ 11 
 

Aufwandsentschädigung, Verdienstausfall-
ersatz 
 

 

1. Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwands-
entschädigung in Form eines monatlichen 
Pauschalbetrages nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung. 

 

1. Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwands-
entschädigung in Form eines monatlichen 
Pauschalbetrages nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung. 

 

Keine Änderungen 

2. Sachkundige Bürger(innen) sowie sachkun-
dige Einwohner(innen), die nach § 58 Abs. 3 
bzw. Abs. 4 GO zu Mitgliedern von Aus-
schüssen bestellt worden sind, und sonstige 
beratende Mitglieder von Ausschüssen, die 
aufgrund sondergesetzlicher Bestimmungen 
berufen worden sind, erhalten für die Teil-
nahme an Ausschuss-, Unterausschuss- und 
(Teil-)Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld 
nach Maßgabe der Entschädigungsverord-
nung. Dies gilt unabhängig vom Eintritt des 
Vertretungsfalles auch für die Teilnahme ei-
nes stellvertretenden Ausschussmitgliedes 
an Fraktionssitzungen. 

 

2. Sachkundige Bürger(innen) sowie sachkun-
dige Einwohner(innen), die nach § 58 Abs. 3 
bzw. Abs. 4 GO zu Mitgliedern von Aus-
schüssen bestellt worden sind, und sonstige 
beratende Mitglieder von Ausschüssen, die 
aufgrund sondergesetzlicher Bestimmungen 
berufen worden sind, erhalten für die im 
Rahmen der Mandatsausübung erforder-
lichen Teilnahme an Ausschuss-, Unteraus-
schuss- und (Teil-)Fraktionssitzungen ein 
Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädi-
gungsverordnung. Dies gilt unabhängig vom 
Eintritt des Vertretungsfalles auch für die 
Teilnahme eines stellvertretenden Aus-
schussmitgliedes an Fraktionssitzungen. 

 
 
 
 
 
 
Anpassung an den Gesetzestext 
entsprechend § 45 Abs. 1 Satz 
1 GO; dient zur Klarstellung 
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vom 15. Dezember 1997 (alt) 

 

 
10. Änderungssatzung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
 Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die 

das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 12 
Sitzungen im Jahr beschränkt.  

 
 Mitglieder der Beiräte der Stadt Rheine, die 

nicht Ratsmitglieder sind, erhalten für die 
Teilnahme an den Beiratssitzungen ein Sit-
zungsgeld in Höhe des Sitzungsgeldes der 
sachkundigen Bürger(innen). 

 
 Für die Teilnahme an Ausschuss-, Unteraus-

schuss- bzw. Beiratssitzungen erhält nur das 
ordentliche Mitglied oder seine Vertreterin 
bzw. sein Vertreter ein Sitzungsgeld. Neh-
men beide zeitweise an der Sitzung teil, er-
hält nur das ordentliche Mitglied ein Sit-
zungsgeld. 

 
 Wird eine Sitzungsdauer von insgesamt 6 

Stunden überschritten, kann höchstens ein 
weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei 
mehreren Sitzungen an einem Tag dürfen 
nicht mehr als 2 Sitzungsgelder gewährt 
werden. 

 

 Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die 
das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 12 
Sitzungen im Jahr beschränkt.  

 
 Mitglieder der Beiräte der Stadt Rheine, die 

nicht Ratsmitglieder sind, erhalten für die 
Teilnahme an den Beiratssitzungen ein Sit-
zungsgeld in Höhe des Sitzungsgeldes der 
sachkundigen Bürger(innen). 

 
 Für die Teilnahme an Ausschuss-, Unteraus-

schuss- bzw. Beiratssitzungen erhält nur das 
ordentliche Mitglied oder seine Vertreterin 
bzw. sein Vertreter ein Sitzungsgeld. Neh-
men beide zeitweise an der Sitzung teil, er-
hält nur das ordentliche Mitglied ein Sit-
zungsgeld. 

 
 Wird eine Sitzungsdauer von insgesamt 6 

Stunden überschritten, kann höchstens ein 
weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. Bei 
mehreren Sitzungen an einem Tag dürfen 
nicht mehr als 2 Sitzungsgelder gewährt 
werden. 

 
3. Rats-, Ausschuss- und Beiratsmitglieder ha-

ben Anspruch auf Ersatz des Verdienstaus-
falles, der ihnen durch die Mandatsausübung 
entsteht, soweit sie während der regelmä-
ßigen Arbeitszeit erforderlich ist.  

3. Rats-, Ausschuss- und Beiratsmitglieder ha-
ben Anspruch auf Ersatz des Verdienstaus-
falles, der ihnen durch die Mandatsausübung 
entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit 
erforderlich ist.  

Der Gesetzgeber stellt im § 45 
Abs. 1 GO nicht mehr auf die 
„regelmäßige“, sondern auf die 
individuelle Arbeitszeit ab. Da-
her ist das Wort „regelmäßigen“ 
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vom 15. Dezember 1997 (alt) 

 

 
10. Änderungssatzung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Der Verdienstausfall wird für jede angefan-

gene Stunde der versäumten regelmäßigen 
Arbeitszeit berechnet, wobei die letzte ange-
fangene Stunde voll zu rechnen ist. Der An-
spruch wird wie folgt abgegolten: 
 
a) Alle Rats-, Ausschuss- und Beiratsmit-

glieder erhalten einen Regelstunden-
satz, es sei denn, dass sie ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile erlitten ha-
ben. Der Regelstundensatz wird auf 
7,50 € festgesetzt. 

 
b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der 

den Regelstundensatz übersteigende 
Verdienstausfall gegen entsprechenden 

 
 
 Der Anspruch besteht auch für maximal 

8 Arbeitstage je Wahlperiode im Falle 
der Teilnahme an kommunalpolitischen 
Bildungsveranstaltungen, die der Man-
datsausübung förderlich sind.  

 
 
 
 
 
 
 
 Der Verdienstausfall wird für jede angefan-

gene Stunde der versäumten Arbeitszeit be-
rechnet, wobei die letzte angefangene Stun-
de voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie 
folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats-, Ausschuss- und Beiratsmit-

glieder erhalten einen Regelstunden-
satz, es sei denn, dass sie ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile erlitten ha-
ben. Der Regelstundensatz wird auf 
7,50 € festgesetzt. 

 
b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der 

den Regelstundensatz übersteigende 
Verdienstausfall gegen entsprechenden 

zu streichen. 
 
Diese Ergänzung erfolgt auf-
grund der Neufassung des § 44 
Abs. 3 GO. Es handelt sich hier-
bei z. B. um Fortbildungsveran-
staltungen der kommunalen 
Spitzenverbände, der kommu-
nalpolitischen Vereinigungen 
der Parteien oder anerkannten 
Einrichtungen nach den Be-
stimmungen des Weiterbil-
dungsgesetzes. 
 
Der Gesetzgeber stellt im § 45 
Abs. 1 GO nicht mehr auf die 
„regelmäßige“, sondern auf die 
individuelle Arbeitszeit ab. Da-
her ist das Wort „regelmäßigen“ 
zu streichen. 
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vom 15. Dezember 1997 (alt) 

 

 
10. Änderungssatzung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Be-
scheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. 
Die direkte Erstattung des tatsächlich 
entstandenen Verdienstausfalles an den 
Arbeitgeber ist zulässig. 

 
c) Selbstständige können eine besondere 

Verdienstausfallpauschale je Stunde er-
halten, sofern sie einen den Regelstun-
densatz übersteigenden Verdienstaus-
fall glaubhaft machen. Die Glaubhaft-
machung erfolgt durch eine schriftliche 
Erklärung über die Höhe des Einkom-
mens, in der die Richtigkeit der ge-
machten Angaben versichert wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit min-

destens 2 Personen führen und nicht 
oder weniger als 20 Stunden je Woche 
erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit 
der mandatsbedingten Abwesenheit 
vom Haushalt mindestens den Regel-
stundensatz. 
Auf Antrag werden statt des Regelstun-
densatzes die notwendigen Kosten für 
eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 

 
 
 
 

Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Be-
scheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. 
Die direkte Erstattung des tatsächlich 
entstandenen Verdienstausfalles an den 
Arbeitgeber ist zulässig. 

 
c) Selbstständige können eine besondere 

Verdienstausfallpauschale je Stunde er-
halten, sofern sie einen den Regelstun-
densatz übersteigenden Verdienstaus-
fall glaubhaft machen. Die Glaubhaft-
machung erfolgt durch eine schriftliche 
Erklärung über die Höhe des Einkom-
mens, in der die Richtigkeit der ge-
machten Angaben versichert wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit min-

destens 2 Personen, von denen min-
destens eine ein Kind unter 14 Jah-
ren oder eine anerkannt pflegebe-
dürftige Person nach SGB XI ist, 
oder einen Haushalt mit mindes-
tens 3 Personen führen und nicht 
oder weniger als 20 Stunden je Woche 
erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit 
der mandatsbedingten Abwesenheit 
vom Haushalt mindestens den Regel-
stundensatz. 
Auf Antrag werden statt des Regelstun-
densatzes die notwendigen Kosten für 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Ergänzung entspricht der 
Neuregelung im § 45 Abs. 3 GO 
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vom 15. Dezember 1997 (alt) 

 

 
10. Änderungssatzung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
 
 

e) Die regelmäßige Arbeitszeit, für die 
ein Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienstausfalles besteht, ist indivi-
duell zu ermitteln. Entgeltliche Kin-
derbetreuungskosten, die außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom 
Haushalt notwendig werden, werden 
auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen 
Kosten erstattet. Kinderbetreuungskos-
ten werden nicht erstattet bei Kindern, 
die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
es sei denn, besondere Umstände des 
Einzelfalls werden glaubhaft nachgewie-
sen. 

 
f) In keinem Fall darf der Verdienstaus-

fallersatz den Betrag von 15,00 
€/Stunde und 375,00 €/Monat über-
schreiten. 

 
 g) Stellvertretende Bürgermeister(innen) 

nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvor-
sitzende - bei Fraktionen mit mindes-
tens 10 Mitgliedern auch eine stellver-
tretende Vorsitzende bzw. ein stellver-
tretender Vorsitzender, mit mindestens 
20 Mitgliedern auch 2 stellvertretende 

eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 
 

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, 
die außerhalb der Arbeitszeit aufgrund 
der mandatsbedingten Abwesenheit 
vom Haushalt notwendig werden, wer-
den auf Antrag in Höhe der nachgewie-
senen Kosten erstattet. Kinderbetreu-
ungskosten werden nicht erstattet bei 
Kindern, die das 14. Lebensjahr vollen-
det haben, es sei denn, besondere Um-
stände des Einzelfalls werden glaubhaft 
nachgewiesen. 

 
 
 
 
 
f) In keinem Fall darf der Verdienstaus-

fallersatz den Betrag von 15,00 
€/Stunde und 375,00 €/Monat über-
schreiten. 

 
 g) Stellvertretende Bürgermeister(innen) 

nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvor-
sitzende - bei Fraktionen mit mindes-
tens 10 Mitgliedern auch eine stellver-
tretende Vorsitzende bzw. ein stellver-
tretender Vorsitzender, mit mindestens 
20 Mitgliedern auch 2 stellvertretende 

 
 
Der Gesetzgeber stellt im § 45 
Abs. 1 GO nicht mehr auf die 
„regelmäßige“, sondern auf die 
individuelle Arbeitszeit ab. Da-
her sind sowohl Satz 1 als auch 
das Wort „regelmäßigen“ im 
Satz 2 zu streichen. 
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vom 15. Dezember 1997 (alt) 

 

 
10. Änderungssatzung (neu) 

 
Anmerkungen 

 
Vorsitzende und mit mindestens 30 
Mitgliedern auch 3 stellvertretende Vor-
sitzende - erhalten neben den Entschä-
digungen, die den Ratsmitgliedern ge-
mäß § 45 GO zustehen, eine Aufwands-
entschädigung nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung. 

 

Vorsitzende und mit mindestens 30 
Mitgliedern auch 3 stellvertretende Vor-
sitzende - erhalten neben den Entschä-
digungen, die den Ratsmitgliedern ge-
mäß § 45 GO zustehen, eine Aufwands-
entschädigung nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung. 

 
4. Mitgliedern des Rates, der Ausschüsse, Un-

terausschüsse und Beiräte werden die Fahr-
kosten, die ihnen durch Fahrten zum Sit-
zungsort und zurück entstehen, nach Maß-
gabe der Entschädigungsverordnung erstat-
tet, höchstens jedoch in Höhe der Kosten der 
Fahrten von der Wohnung zum Sitzungsort 
und zurück. 
Ratsmitglieder erhalten eine Fahrtkostener-
stattung als monatliche Pauschale unter Be-
rücksichtigung der individuellen Fahrkosten, 
bezogen auf 3 Sitzungen im Monat. 

 
Der Erstattungsbetrag für alle übrigen Aus-
schuss-, Unterausschuss- und Beiratsmit-
glieder wird einmal ermittelt und als Pau-
schalbetrag für jede Teilnahme an Sitzungen 
- für die Teilnahme an Fraktionssitzungen 
werden keine Fahrtkosten erstattet – zu 
Grunde gelegt. 

 

4. Mitgliedern des Rates, der Ausschüsse, Un-
terausschüsse und Beiräte werden die Fahr-
kosten, die ihnen durch Fahrten zum Sit-
zungsort und zurück entstehen, nach Maß-
gabe der Entschädigungsverordnung erstat-
tet, höchstens jedoch in Höhe der Kosten der 
Fahrten von der Wohnung zum Sitzungsort 
und zurück. 
Ratsmitglieder erhalten eine Fahrtkostener-
stattung als monatliche Pauschale unter Be-
rücksichtigung der individuellen Fahrkosten, 
bezogen auf 3 Sitzungen im Monat. 

 
Der Erstattungsbetrag für alle übrigen Aus-
schuss-, Unterausschuss- und Beiratsmit-
glieder wird einmal ermittelt und als Pau-
schalbetrag für jede Teilnahme an Sitzungen 
- für die Teilnahme an Fraktionssitzungen 
werden keine Fahrtkosten erstattet – zu 
Grunde gelegt. 

 

Keine Änderungen 

 


